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Bekanntmachung der Stadt Halver 
 

Sitzung des Rates der Stadt Halver 
 
 
Am Montag, 26.09.2022, 17:00 Uhr, findet in der 
Aula des Anne-Frank-Gymnasiums in Halver, Kant-
straße 2, eine Sitzung des Rates der Stadt Halver 
statt 
 
A. Öffentliche Sitzung 
 
1 Fragestunde für Einwohner 
 
2 Bericht des Bürgermeisters über die Ausführung 

der Ratsbeschlüsse 
 
3 Überplanmäßiger Mittelbedarf Zinsen und Tilgung 

Kreditmarkt 
 
4 Entschädigungen für die Mitglieder des Rates und 

der Ausschüsse; 
Überplanmäßige Mittelbereitstellung 

 
5 Genehmigung einer Eilentscheidung; 

REGIONALE 2025; Antrag zum 2. Stern für das 
Projekt Kreativ.Quartier.Wippermann 

 
6 Erweiterung des Naturparks Sauerland-Rothaar-

gebirge 
 
7 Antrag der Fraktion Bündnis 90/ Die Grünen vom 

16.05.2022 
 
8 Städtebauliche Rahmenpläne (Aufhebung) 
 
9 Satzung über die Aufhebung der 1. Änderung / Er-

weiterung der Außenbereichssatzung für das Ge-
biet Ober Buschhausen in der Stadt Halver (Sat-
zungsbeschluss) 

 
10 Außenbereichssatzung für die Ortslage Vorm-

baum gemäß § 35 (6) BauGB 
(Entwurfsbeschluss) 

 
11 Bebauungsplan Nr. 13 "Gewerbegebiet Oeckin-

ghausen"; 7. Änderung 
(Satzungsbeschluss) 

 
12 Bebauungsplan Nr. 6 "Höveler Weg", 

17. Änderung (Entwurfsbeschluss) 
 
13 Prioritätenliste Straßensanierungen ab 2023 

Investiv, konsumtiv, Inner- und Außerorts, Hoch-
wasserschäden 

 
14 Prioritätenliste der geplanten Brückensanierun-

gen ab 2023 
a) investiv 
b) konsumtiv 
c) Hochwasserschäden aus 2021 

 
15 Bekanntgaben 
 
15.1 Ökologisches Projekt im Rahmen der Stadtent-

wicklungsstrategie 
 
16 Beantwortung von Anfragen und neue Anfragen 
 
B. Nichtöffentliche Sitzung 
 
1 Genehmigung einer Eilentscheidung 
 
2-6 Genehmigung von Dringlichkeitsentscheidun-

gen 
 
7 Städtebaulicher Vertrag 
 
8 Bekanntgaben 
 
9 Beantwortung von Anfragen und neue Anfragen 
 
10 Aufhebung der Schweigepflicht 
 
Halver, 12.09.2022 
 
 
Der Bürgermeister 
In Vertretung: 
Thienel 
 
 
 
 
 

 
 

Gebührensatzung 
 

für die Städtischen Friedhöfe Hemer 
 

vom 01.10.2022 
 

 
Aufgrund 
 

1. § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), 
zuletzt geändert durch Artikel I des Gesetzes 
vom 30. Juni 2009 (GV NRW S. 380) 

 
2. §§ 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für 

das Land Nordrhein-Westfalen vom 21.Oktober 
1969 (GV. NRW. S. 712), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 30. Juni 2009 (GV NRW S. 
394)
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3. § 4 des Gesetzes über das Friedhofs- und Be-
stattungswesen (Bestattungsgesetz BestG 
NRW) vom 17. Juni 2003 (GV. NRW. S. 313), 
geändert durch Gesetz vom 9. Juli 2014 (GV. 
NRW. S. 05) 

 
hat der Rat der Stadt Hemer am 13.09.2022 folgende 
Gebührensatzung für die Friedhöfe der Stadt Hemer 
beschlossen: 
 
§ 1 Gebühren 
 
Für die Benutzung der städtischen Friedhöfe und ih-
rer Einrichtungen, die Einräumung von Nutzungs-
rechten an Wahlgrabstätten sowie die Inanspruch-
nahme sonstiger Leistungen werden Gebühren nach 
dieser Satzung und dem anliegenden Gebührentarif 
erhoben. Der Gebührentarif bildet einen Teil dieser 
Satzung. 
 
Bei der Gebühr handelt es sich um einen Netto-Be-
trag. Sollten auf Grund von gesetzlichen Änderun-
gen, Entscheidungen des Bundesfinanzhofes, des 
Europäischen Gerichtshofes, durch Verwaltungsan-
weisungen des Bundesfinanzministeriums oder aus 
einem anderen Grund die Leistungen auf dieser Sat-
zung zukünftig als steuerbar angesehen werden und 
hat die Stadt auf die Steuerfreiheit wirksam verzich-
tet, schuldet der Gebührenpflichtige zusätzlich zum 
Nettobetrag die darauf entfallende gesetzliche Um-
satzsteuer. 
 
§ 2 Gebührenpflichtige 
 
Gebührenpflichtig ist, wer 
 
a) die Durchführung der Bestattung in Auftrag gege-

ben hat, 
b) eine Leistung in Anspruch nimmt, 
c) gesetzlich für die Bestattung zu sorgen hat, 
d) sich der Stadt Hemer gegenüber zur Übernahme 

der Kosten verpflichtet hat. 
 
Mehrere Gebührenpflichtige sind Gesamtschuldner. 
 
§ 3 Festsetzung und Fälligkeit der Gebühren 
 
Die Gebühren werden von der Stadt durch Gebüh-
renbescheid festgesetzt. Sie sind innerhalb eines 
Monats nach Zugang des Bescheides fällig. 
 
§ 4 Gebührenbefreiung 
 
Die Friedhofsverwaltung kann Gebührenbefreiung 
gewähren für die Nutzungsgebühren der Abschieds-
räume bei Trauerfeiern von gemeinnützigen Verei-
nen. 
 

§ 5 Inkrafttreten 
 
Diese Gebührensatzung mit dem Gebührentarif für 
die Friedhöfe der Stadt Hemer tritt mit Wirkung vom 
01.10.2022 in Kraft. 
 
Gleichzeitig tritt die Gebührensatzung für die Fried-
höfe der Stadt Hemer mit dem Gebührentarif vom 
01.01.2020 außer Kraft. 
 
____________________________ 
 
I. Übereinstimmungsbestätigung: 
 
Es wird bestätigt, dass der Wortlaut der vorstehen-
den Gebührensatzung für die Friedhöfe der Stadt He-
mer mit dem Ratsbeschluss vom 13.09.2022 des Ra-
tes der Stadt Hemer übereinstimmt und dass nach § 
2 Absatz 1 und 2 der Verordnung über die öffentliche 
Bekanntmachung von kommunalem Ortsrecht (Be-
kanntmachungs-verordnung – BekanntmVO) vom 
26. August 1999, zuletzt geändert durch VO vom 5. 
August 2009 (GV. NRW. S. 442, ber. S. 481), verfah-
ren worden ist. 
 
II. Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die vorstehende Gebührensatzung für die Friedhöfe 
der Stadt Hemer wird hiermit öffentlich bekanntge-
macht. 
 
Es wird gleichzeitig darauf hingewiesen, dass eine 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-West-
falen (GO) beim Zustandekommen dieser Gebühren-
satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder 

ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluß 

vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 

der Stadt Hemer vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeich-
net worden, die den Mangel ergibt. 

 
Hemer, 14.09.2022 
 
 
Der Bürgermeister 
gez. Christian Schweitzer 
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Gebührentarif 
zur Gebührensatzung für die Friedhöfe der Stadt Hemer 

vom 01.10.2022 
 
A) Grabstättengebühren 
 
 

Gebühren-Nr. Grabart Gebühr 
 
A1 

Sargwahlgrab  
(Gebühr für die Verleihung eines Nutzungsrechtes an einer Wahlgrabstätte 
je Grabstelle für 1 Sarg für 40 Jahre) 

1463,00 € 

 
A2 

Sargreihengrab 
(Gebühr für die Überlassung eines Reihengrabes für 1 Sarg für die Dauer 
der Ruhezeit von 30 Jahren) 

1332,00 € 

 
A3 

Kindergrab (Verstorbene bis 5 Jahre, Leibesfrüchte, Tot- und Fehlgeburten - 
Gebühr für die Überlassung eines Reihengrabes für 1 Sarg  für die Dauer der 
Ruhezeit von 25 Jahren) 

355,00 € 

 
A4 

Sarggrab mit Kissenstein und Pflege (Verleihung des Nutzungsrechtes an 
einer Sarggrabstelle für die Dauer von 30 Jahren incl. Pflege) 2671,00 € 

 
A5 

Urnenwahlgrab 
(Gebühr für die Verleihung eines Nutzungsrechtes von 40 Jahren an einer 
Wahlgrabstätte für 4 Urnen) 

1150,00 € 

 
A6 

Baumurnenwahlgrab 
(Gebühr für die Verleihung eines Nutzungsrechtes an einer Wahlgrabstätte 
für 1 Stelle am Baum für die Dauer von 40 Jahren) 

1162,00 € 

 
A6 

Urnenpartnergrab (Wahlgrab) mit Kissenstein und Pflege (Verleihung des 
Nutzungsrechtes an einem Urnenpartnergrab für 2 Urnen für die Dauer von 
20 Jahren incl. Pflege) 

2015,00 € 

 
A7 

Kolumbarium (Verleihung des Nutzungsrechtes an 1 Kammer für 2 Urnen im 
Kolumbarium für die Dauer von 40 Jahren) 1804,00 € 

 
A8 

Urnenreihengrab 
(Gebühr für die Überlassung eines Reihengrabes für 1 Urne, für die Dauer 
der Ruhezeit von 20 Jahren ohne Verleihung eines Nutzungsrechtes) 

575,00 € 

 
A9 

Urnengemeinschaftsgrab (mit Stein und Beet) 
(Gebühr für die Überlassung eines Urnengrabes für 1 Urne für 20 Jahre ohne 
Verleihung eines Nutzungsrechtes) 

1196,00 € 

 
A10 

Urnengemeinschaftsgrab „Baum“ 
(Gebühr für die Überlassung eines Urnengrabes für 1 Urne  für die Dauer 
von 20 Jahren am Baum ohne Verleihung eines Nutzungsrechtes) 

909,00 € 

 
A11 

Urnengemeinschaftsgrab Wildblumenwiese 
(Gebühr für die Überlassung eines teilanonymen Urnengrabes für 1 Urne für 
die Dauer von 20 Jahren ohne Verleihung eines Nutzungsrechtes) 

575,00 € 

 
B) Bestattungsgebühren 
 
Gebühren-Nr. Gebührenart Gebühr Erläuterungen 

 
B1 

Beisetzung / Grabbereitung Verstorbene 
bis 5 Jahre, Leibesfrüchte und Totgebur-
ten 

257,00 € sowohl in Reihen- als auch in 
Wahlgräbern 

 
B2 

Beisetzung / Grabbereitung Verstorbener 
über 5 Jahre 

1029,00 € sowohl in Reihen- als auch in 
Wahlgräbern 

 
B3 

Beisetzung / Grabbereitung einer Urne in 
einem Urnenreihen-, Urnenwahl- oder Ge-
meinschaftsgrab 

257,00 € Gebührentarif für alle Urnenbeiset-
zungen 

 
B4 

Benutzung des Aufbahrungsraumes 
(Leichenkammer) 

55,00 €  

 
B5 

Benutzung des Leichenwaschraumes zu 
religiösen Waschungen 

50,00 €  
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B6 

Benutzung großer Abschiedsraum 300,00 € An allen Friedhöfen vorhanden 

 
B7 

Benutzung kleiner Abschiedsraum 90,00 € nur am Waldfriedhof vorhanden 

 
Bei Bestattungen außerhalb der generellen Bestattungszeiten gem. der Friedhofs-satzung wird zu den vorstehen-
den Gebühren für die Beisetzung ein Zuschlag von 50% erhoben. 
 
C) weitere Gebühren 
 
Gebühren-Nr. Gebührenart Gebühr Erläuterung 
 
C1 

Genehmigung eines Grabmals 45,00 € Die Genehmigung eines Grabma-
les ist vor der Errichtung bei der 
Friedhofsverwaltung einzuholen. 

 
C2 

Vorzeitiger Verzicht auf eine Grabstätte Gebühr ent-
spricht der 
Gebühr für 
die Verlänge-
rung der ent-
sprechenden 
Grabstätte 

Die Gebühr wird berechnet für die 
Restjahre der Ruhezeit die noch 
einzuhalten ist. Wird innerhalb der 
Nutzungszeit auf die Grabstätte 
verzichtet, wird die Gebühr nicht 
erstattet. Das gleiche gilt für die 
Einziehung von Grabstätten. 

 
C3 

Verlängerung des Nutzungsrechtes an ei-
nem Wahlgrab Sarg je Stelle und Jahr 

36,00 € Nutzungsrechte können nur an 
Wahl- und Urnenwahlgrabstätten 
nacherworben werden - nach Ab-
lauf der 40jährigen Nutzungszeit. 
Wird das Nutzungsrecht nur bis 
Ablauf der Ruhezeit wiedererwor-
ben, ist ein entsprechender Teilbe-
trag der für die Wahlgrabstätte gül-
tigen Nutzungsgebühr zu zahlen 

 
C4 

Verlängerung des Nutzungsrechtes an ei-
nem Urnenpartnergrab oder Sarggrab mit 
Pflege 

57,00 € Nutzungsrechte können nur an 
Wahl- und Urnenwahlgrabstätten 
nacherworben werden - nach Ab-
lauf der 40jährigen Nutzungszeit. 
Wird das Nutzungsrecht nur bis 
Ablauf der Ruhezeit wiedererwor-
ben, ist ein entsprechender Teilbe-
trag der für die Wahlgrabstätte gül-
tigen Nutzungsgebühr zu zahlen 

 
C5 

Verlängerung des Nutzungsrechtes an ei-
nem Urnenwahlgrab 

28,00 € Nutzungsrechte können nur an 
Wahl- und Urnenwahlgrabstätten 
nacherworben werden - nach Ab-
lauf der 40jährigen Nutzungszeit. 
Wird das Nutzungsrecht nur bis 
Ablauf der Ruhezeit wiedererwor-
ben, ist ein entsprechender Teilbe-
trag der für die Wahlgrabstätte gül-
tigen Nutzungsgebühr zu zahlen 

 
C6 

Verlängerung des Nutzungsrechtes an 
Baumgrab je Stelle 

48,00 € Nutzungsrechte können nur an 
Wahl- und Urnenwahlgrabstätten 
nacherworben werden - nach Ab-
lauf der 40jährigen Nutzungszeit. 
Wird das Nutzungsrecht nur bis 
Ablauf der Ruhezeit wiedererwor-
ben, ist ein entsprechender Teilbe-
trag der für die Wahlgrabstätte gül-
tigen Nutzungsgebühr zu zahlen 

 
C7 

Verlängerung des Nutzungsrechtes an ei-
ner Kammer im Kolumbarium 

44,00 € Nutzungsrechte können nur an 
Wahl- und Urnenwahlgrabstätten 
nacherworben werden - nach Ab-
lauf der 40jährigen Nutzungszeit. 
Wird das Nutzungsrecht nur bis 
Ablauf der Ruhezeit wiedererwor-
ben, ist ein entsprechender Teilbe-
trag der für die Wahlgrabstätte gül-
tigen Nutzungsgebühr zu zahlen 
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C8 

Umschreibungsgebühr 11,00 € Diese Gebühr ist zu entrichten, 
wenn das Nutzungsrecht an einer 
Grabstätte auf einen neuen Nut-
zungsberechtigten umgeschrie-
ben werden muss. 

 
C9 

Standsicherheitsprüfung 4,50 € Diese Gebühr ist im Rahmen der 
Genehmigung eines Grabmales 
zu entrichten für die Dauer der 
Nutzungszeit der Grabstätte. Bei 
Verlängerung von Nutzungsrech-
ten ist diese Gebühr ebenfalls zu 
entrichten, wenn auf der Grab-
stätte ein prüfpflichtiges Grabmal 
errichtet wurde. 

 
C10 

Grundgebühr 167,00 € Diese Gebühr ist bei jeder Bestat-
tung oder Nutzung der Abschieds-
räume zu entrichten. Diese Ge-
bühr ist bei jedem Auftrag zu ent-
richten. Sofern Trauerfeier und 
Bestattung an verschiedenen Ter-
minen stattfinden, ist die Gebühr 
nur einmal zu entrichten. 

 
C11 

Sonderleistungen  Die Kosten für eventuelle Sonder-
leistungen die der Stadt entste-
hen, werden den Nutzungsberech-
tigten in Rechnung gestellt. 
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Ordnungsbehördliche Verordnung 
der Stadt Hemer über die Freigabe eines 
verkaufsoffenen Sonntags am 25.09.2022 

 
Aufgrund des § 6 Abs. 4 des Gesetzes zur Regelung 
der Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungsgesetz – 
LÖG NRW) vom 16.11.2006 (GV. NRW. 2006 S. 
516), geändert durch Gesetz vom 30. April 2013 (GV. 
NRW. S. 208) sowie durch Gesetz vom 22.03.2018, 
(GVBl.2018  S. 172) in der zur Zeit gültigen Fassung  
in Verbindung mit den § 27 und 31 des Ordnungsbe-
hördengesetzes vom 13.05.2018 (GV.NRW. 1980 S. 
528) in der zur Zeit gültigen Fassung erlässt die Stadt 
Hemer als örtliche Ordnungsbehörde gemäß des Be-
schlusses des Rates vom 13.09.2022 für das Stadt-
gebiet Hemer folgende ordnungsbehördliche Verord-
nung: 
 

§ 1 
Am Sonntag, dem 25.09.2022, dürfen alle Verkaufs-
stellen anlässlich der Hemeraner Herbsttage in fol-
genden genannten und in der Anlage dargestellten 
Bereichen von 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr geöffnet sein: 
 

- Links- und rechtsseitig der Hauptstraße von der 
Einmündung Breddestraße, entlang der Ein-
mündung Kantstraße, entlang der Einmündung 
Bräuckerstraße, entlang der Einmündung 
Parkstraße, entlang der Einmündung Stephan-
straße, entlang des unteren  Einmündungsbe-
reiches  An der Steinert bis zur Einmündung 
Hauptstraße/ Bahnhofstraße, entlang der Ein-
mündung Auf dem Hammer zur Hauptstraße, 
entlang der Einmündung Seuthestraße zur 
Hauptstraße bis einschl. der anliegenden La-
denlokale des Kreuzungsbereiches Haupt-
straße /Hönnetalstraße. 

- Felsenmeercenter (Eckgrundstück Stephan-
straße/Im Ohl), Nöllenhofcenter (zwischen 
Seuthestraße und Bahnhofstraße) und Medio 
Center (zwischen Seuthestraße und Haupt-
straße) 

- Fläche zwischen der Straße „Am Nöllenhof“ 
und dem Hademareplatz. 

 
§ 2 

Diese Verordnung tritt 3 Tage nach dem Tag der Ver-
kündung in Kraft. 
 

I. Übereinstimmungsbestätigung: 
 
Es wird bestätigt, dass der Wortlaut der vorstehen-
den ordnungsbehördlichen Verordnung mit dem 
Ratsbeschluss vom ̂ 13.09.2022 des Rates der Stadt 
Hemer übereinstimmt und dass nach § 2 Absatz 1 
und 2 der Verordnung über die öffentliche Bekannt-
machung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntma-
chungsverordnung – BekanntmVO) vom 26. August 
1999, zuletzt geändert durch VO vom 5. August 2009 
(GV. NRW. S. 442, ber. S. 481), verfahren worden 
ist. 
 
II. Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Verordnung wird hiermit verkündet. 
Es wird gleichzeitig darauf hingewiesen, dass eine 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-West-
falen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser Ver-
ordnung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
 

a.) Eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder 
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

b.) Die Verordnung ist nicht ordnungsgemäß öf-
fentlich bekanntgemacht worden, 

c.) Der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vor-
her beanstandet oder 

d.) Der Form- oder Verfahrensmangel ist gegen-
über der Stadt vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Hemer, 15.09.2022 
 
 
Stadt Hemer 
als örtliche Ordnungsbehörde 
Der Bürgermeister 
 
 
 
Christian Schweitzer 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=1464&vd_back=N516&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=1464&vd_back=N516&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=13842&vd_back=N208&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=13842&vd_back=N208&sg=0&menu=1
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Bekanntmachung 
der Stadt Plettenberg 

 
Bebauungsplan Nr. 644 Aldi-Markt Herscheider Straße; Neuaufstellung – 07.12.21 

hier: Aufstellungsbeschluss; Beschluss zur förmlichen öffentlichen Auslegung und Beteiligung der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange 

 
I. 

 
Der Rat der Stadt Plettenberg hat mit Sitzung vom 07.12.2021 gemäß § 13a BauGB i. V. m. § 2 Abs. 1 BauGB den 
Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan Nr. 644 – Aldi-Markt Herscheider Straße; Neuaufstellung – 07.12.21 
gefasst.  Mit Sitzung vom 06.09.2022 hat der Rat der Stadt Plettenberg die Durchführung der förmlichen Beteiligung 
gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB beschlossen. 
 
Die Firma Aldi-Nord betreibt am Standort Herscheider Straße in Plettenberg eine Filiale mit rund 800 m² Verkaufs-
fläche. Aldi-Nord plant einen Neubau der Filiale und eine Erweiterung der Verkaufsfläche von 200 m² auf 1.000 m². 
Mit der Neuaufstellung des Bebauungsplans wird hierfür die planungsrechtliche Grundlage geschaffen. 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans ist dem nachstehenden Kartenausschnitt zu entnehmen: 
 

 
Lageplan: Geltungsbereich des Bebauungsplans; Auszug aus dem Geodatenportal MK – ohne Maßstab
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Der Bebauungsplan wird gemäß § 13a Abs. 3 BauGB 
im beschleunigten Verfahren ohne Durchführung ei-
ner Umweltprüfung nach § 2 Absatz 4 BauGB aufge-
stellt. 
 
Der Entwurf für den in Aufstellung befindlichen Be-
bauungsplan Nr. 644 – Aldi-Markt Herscheider 
Straße; Neuaufstellung – 07.12.21 nebst Begrün-
dung und Anlagen wird gemäß § 3 Abs. 2 BauGB zu 
jedermanns Einsicht in der Zeit vom 
 

29.09.2022 bis einschließlich 31.10.2022 
 
im Rathaus der Stadt Plettenberg, Grünestraße 12 
(Rathaus), Stadt- und Umweltplanung, Zimmer 229 
während folgender Zeiten öffentlich ausgelegt: 
 
montags 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr 
 und 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
dienstags 8.30 Uhr bis 13.00 Uhr 
  und 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
donnerstags 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr 
  und 14.00 Uhr bis 17.00 Uhr 
 
freitags  7.30 Uhr bis 12.00 Uhr 
 
Die Unterlagen stehen zudem über den gesamten 
Zeitraum zusätzlich im Internet unter folgender Ad-
resse zur Verfügung: 
 
www.stadtplanung-plettenberg.de 
 
Während des Auslegungszeitraumes können von je-
dermann Stellungnahmen zu dem Entwurf schriftlich, 
per E-Mail an planungsamt@plettenberg.de, über 
den Beteiligungsserver (www.stadtplanung-pletten-
berg.de > Bauleitpläne und sonstige Satzungen im 
Verfahren) oder während der Dienststunden zur Nie-
derschrift abgegeben werden. Die schriftlichen Stel-
lungnahmen sind an das Sachgebiet Stadt- und Um-
weltplanung der Stadt Plettenberg, Grünestraße 12, 
58840 Plettenberg zu richten. 
 
Zum Schutz vor Neuinfektionen mit dem Corona-
Virus SARS-CoV-2 sind Einschränkungen des 
Publikumsverkehrs im Rathaus der Stadt Pletten-
berg eingeführt worden, sodass die persönliche 
Einsichtnahme in die Unterlagen nur nach vorhe-
riger Terminvereinbarung per E-Mail unter 
s.steinmann@plettenberg.de oder telefonisch 
unter der Rufnummer 02391/923-224 im Rathaus 
der Stadt Plettenberg erfolgen kann. 
 
Hinweis: 
Gemäß § 3 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 BauGB können 
Stellungnahmen zum Planentwurf während der Aus-
legungsfrist abgegeben werden. Es wird darauf hin-
gewiesen, dass Stellungnahmen, die im Verfahren 
der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nicht 
rechtzeitig abgegeben worden sind, bei der Be-
schlussfassung über den Bauleitplan gem. § 4a Abs. 
6 BauGB unberücksichtigt bleiben können, sofern die 
Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte 
kennen müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßig-
keit des Bauleitplans nicht von Bedeutung ist. 

II. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Gem. § 7 Absatz 6 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen kann eine Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeinde-
ordnung beim Zustandekommen dieses Beschlusses 
nach Ablauf von 6 Monaten seit seiner Verkündung 
nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,  
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 
b) diese Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestim-
mung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ord-
nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister hat 
den Beschluss des Rates vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 
 
 
Die vorstehenden Beschlüsse sowie Ort und Zeit der 
öffentlichen Auslegung des Bebauungsplanentwurfs 
Nr. 644 – Aldi-Markt Herscheider Straße; Neuaufstel-
lung – 07.12.21 werden hiermit ortsüblich öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Plettenberg, den 14.09.2022 
 
 
Der Bürgermeister 
 
 
 
Schulte 

http://www.stadtplanung-plettenberg.de/


 

 

Stadt Neuenrade 
 

Bekanntmachung 
 

Am Montag, 26. September 2022 um 17:00 Uhr, 
findet im Großen Sitzungssaal des Rathauses, Alte Burg 1, 58809 Neuenrade 

eine Sitzung des Rates der Stadt Neuenrade statt. 
 

 

T a g e s o r d n u n g  

 

 Öffentlicher Teil 

1. Anerkennung der Niederschrift über den öffentlichen Teil der Sitzung des 
Rates der Stadt Neuenrade vom 15.06.2022 

2. Bericht über die Erledigung der Beschlüsse aus dem öffentlichen Teil der 
Sitzung des Rates der Stadt Neuenrade  vom 15.06.2022 

3. Anträge zur Tagesordnung 

4. Einwohnerfragestunde 

5. Anfragen und Mitteilungen 

6. Anträge FWG-Fraktion vom 21.07.2022 

hier: Anträge zur Notfallvorsorge in der Stadt Neuenrade 

7. Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 09.09.2022 

hier: Erweiterte, umfassende und sorgfältige Überprüfung der Planung 
"Erweiterung der Burgschule" 

8. Mitgliedschaft im Zukunftsnetz Mobilität NRW 

9. 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 25 „Affeln-Mitte“ 

hier: Satzungsbeschluss 

10. 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 57 „Westlich Garbecker Straße“ 

hier: Satzungsbeschluss 

11. Entwurf des Jahresabschlusses der Stadt Neuenrade zum 31.12.2021 

12. Beteiligungsbericht 2021 der Stadt Neuenrade 

13. Größenabhängige Befreiung zur Aufstellung eines Gesamtabschlusses der 
Stadt Neuenrade zum 31.12.2021 

14. Finanzbericht zum 30.06.2022 

15. Über- und außerplanmäßige Ausgaben 

16. Einwohnerfragestunde 

 

 



 
Stadt Neuenrade 

 

 
 

 Nichtöffentlicher Teil 

17. Anerkennung der Niederschrift über den nichtöffentlichen Teil der Sitzung 
des Rates der Stadt Neuenrade vom 15.06.2022 

18. Bericht über die Erledigung der Beschlüsse aus dem nichtöffentlichen Teil 
der Sitzung des Rates der Stadt Neuenrade vom 15.06.2022 

19. Anträge zur Tagesordnung 

20. Anfragen und Mitteilungen 

21. Verleihung des Ehrenringes der Stadt Neuenrade 

22. Grundstücksangelegenheit 

23. Auftragsvergabe 

24. Auftragsvergabe 

25. Energieversorgung für städtische Liegenschaften 

26. Niederschlagung und Erlass von Forderungen im Haushaltsjahr 2022 

27. Personalangelegenheit 

28. Veröffentlichung von Beschlüssen 

 
 
Zu dieser Sitzung lade ich die Bevölkerung hiermit herzlich ein.  
 
Neuenrade, 14.09.2022 
 
gez. 
 
Antonius Wiesemann 
Bürgermeister  
 
 
Diese öffentliche Bekanntmachung kann auf der Homepage der Stadt Neuenrade 
unter www.neuenrade.de aufgerufen werden. 

http://www.neuenrade.de/
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Bekanntmachung 
Bebauungsplan Nr. 7/I „Altstadtsanierung“ – 

6. Änderung 
mit Bekanntmachungsanordnung 

vom 14.09.2022 
 

I. Bekanntmachung der Durchführung der Be-
teiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 
BauGB 

 
Der Ausschuss für Planen und Bauen der Stadt Men-
den (Sauerland) hat in seiner öffentlichen Sitzung am 
02.06.2022 folgenden Beschluss gefasst: 
 
Der Ausschuss für Planen und Bauen beschließt, die 
öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie 
die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB auf der 
Grundlage des Bebauungsplanentwurfes, dem Ent-
wurf der Begründung sowie dem Entwurf des Um-
weltberichtes durchzuführen. 
 
Ziel und Zweck ist es, durch die Änderung der Nut-
zungsart „Kerngebiet“ (MK) in ein „Urbanes Gebiet“ 
(MU) gem. § 6a BauNVO, die städtebauliche Ent-
wicklung und Ordnung gezielter zu leiten, Wohnnut-
zung im Erdgeschoss zu ermöglichen und durch eine 
flexiblere Nutzungsmischung die Leerstandsproble-
matik in der Innenstadt zu entschärfen. Der Gel-
tungsbereich der 6. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 7/I ist dem beigefügten Übersichtsplan zu entneh-
men. 
Die Öffentlichkeit kann sich im Rahmen der nachfol-
gend näher bezeichneten förmlichen Auslegung 
gem. § 3 Abs. 2 BauGB über die allgemeinen Ziele 
und Zwecke sowie die wesentlichen Auswirkungen 
der Planung unterrichten und sich äußern. 
 
II. Durchführung der Beteiligung der Öffentlich-

keit gem. § 3 Abs. 2 BauGB  
 
Der Ausschuss für Planen und Bauen der Stadt Men-
den (Sauerland) hat in seiner öffentlichen Sitzung am 
08.09.2022 die öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 
2 BauGB bestimmt. Der Geltungsbereich der Teilauf-
hebung des Bebauungsplanes ergibt sich aus dem 
beigefügten Übersichtsplan. 
Der Entwurf der 6. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 7/I „Altstadtsanierung“ liegt - einschließlich Be-
gründung - gem. § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit 
 

vom 29.09.2022 bis einschließlich 31.10.2022 
 
zu jedermanns Einsicht bei der Stadt Menden 
(Sauerland), Abteilung Planung und Bauordnung, 
Neumarkt 5, 58706 Menden (Sauerland), 3. Oberge-
schoss, Flurzone C, zu folgenden Zeiten öffentlich 
aus: 
 

Montag bis Freitag von 8.15 Uhr bis 12.30 Uhr 
Donnerstag von 8.15 Uhr bis 12.30 Uhr 
 und 14.30 Uhr bis 17.30 Uhr 
Freitag von 8.15 Uhr bis 12.30 Uhr 
 
Daneben sind folgende Arten umweltbezogener In-
formationen zum Bebauungsplan verfügbar, die 
ebenfalls im Rahmen der öffentlichen Auslegung ein-
gesehen werden können: 
 
a) Umweltbericht mit Aussagen zu den Schutzgütern: 
 

Mensch Lärm 
Geologie, Boden und 
Fläche 

Bodenarten, Boden-
funktionen, Versiege-
lung, Flächenverbrauch 

Wasser Oberflächengewässer, 
Grundwasser und Was-
serschutzgebiete 

Immissionsschutz Lärm 
Flora, Fauna, Biotope Artenschutz, gesetzlich 

geschützte Biotope, Bi-
otopkatasterflächen, 
bestehende Aus-
gleichsflächen und Ein-
griffsregelung 

Landschaftsbild und 
Erholung 

Landschaftsbildein- 
heiten 

Kultur- und Sachgüter Bodendenkmäler 
 
b) Bereits vorliegende umweltrelevante Stellungnah-
men aus der frühzeitigen Beteiligung der Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
 
• Stellungnahme des Märkischen Kreises, FB - 

44 Natur und Umweltschutz vom 13.12.2021 
• Stellungnahme des LWL - Archäologie für 

Westfalen vom 01.12.2021 zum Thema Boden-
denkmäler 

• Stellungnahme des LWL - Denkmalpflege, 
Landschafts- und Baukultur in Westfalen vom 
04.02.2022 zum Thema Denkmalschutz und er-
haltenswerte Bausubstanz in der Mendener 
Kernstadt 

 
Die Unterlagen stehen zudem über den gesamten 
Zeitraum zusätzlich im Internet unter der folgenden 
Adresse zur Verfügung: 
 
https://www.menden.de/leben-in-menden/stadtpla-
nung-bauen-verkehr/stadtplanung/aktuelle-beteili-
gungsverfahren/ 
 
Während des Auslegungszeitraums können von je-
dermann Stellungnahmen zu dem Entwurf schriftlich, 
per E-Mail an planung@menden.de, über das Betei-
ligungsformular auf der o.g. Internetseite oder wäh-
rend der Dienststunden zur Niederschrift vorgebracht 
werden. Während der Dienststunden ist zudem Ge-
legenheit zur Erörterung, insbesondere über die all-
gemeinen Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen 
Auswirkungen der Planung, gegeben. 
 
 

https://www.menden.de/leben-in-menden/stadtplanung-bauen-verkehr/stadtplanung/aktuelle-beteiligungsverfahren/
https://www.menden.de/leben-in-menden/stadtplanung-bauen-verkehr/stadtplanung/aktuelle-beteiligungsverfahren/
https://www.menden.de/leben-in-menden/stadtplanung-bauen-verkehr/stadtplanung/aktuelle-beteiligungsverfahren/


 

861 

Hinweise: 
• Es wird gem. § 4a Abs. 6 BauGB darauf hinge-

wiesen, dass nicht fristgerecht abgegebene 
Stellungnahmen bei der Beschlussfassung 
über den Bebauungsplan unberücksichtigt blei-
ben können, sofern die Gemeinde deren Inhalt 
nicht kannte und nicht hätte kennen müssen 
und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des Be-
bauungsplans nicht von Bedeutung ist. 

 
• Die Verarbei-

tung personen-
bezogener Da-
ten erfolgt auf 
Grundlage des 
§ 3 BauGB i. V. 
m. Art. 6 Abs. 1 
Buchstabe e) 
Datenschutz-
Grundverord-
nung (DSGVO) 
und § 3 Daten-
schutzgesetz Nordrhein-Westfalen (DSG 
NRW). Sofern Sie Ihre Stellungnahme ohne Ab-
sender abgeben, erhalten Sie keine Mitteilung 
über das Ergebnis der Prüfung. Weitere Infor-
mationen zum Datenschutz nach Art. 13 und 14 
DSGVO und zu Ihren Rechten können Sie auf 
der Homepage der Stadt Menden (Sauerland) 
unter 
https://www.menden.de/fileadmin/user_up 
load/0-Hausweit/Datenschutz/Datenschutzhin 
weise_nach_Art._13_DSGVO/DS_Hin 
weis_Bauleitplanung.pdf einsehen. Wenn Sie 
über ein internetfähiges Smartphone mit ent-
sprechender App verfügen, können Sie die In-
formationen auch über den nebenstehenden 
QR Code herunterladen. 

 
III. Übereinstimmungsbestätigung gem. § 2 Abs. 

3 Bekanntmachungsverordnung 
(BekanntmVO) 

 
Der Wortlaut der Bekanntmachung zur Durchführung 
der Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 
BauGB zur 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 
7/I „Altstadtsanierung“ der Stadt Menden (Sauerland) 
stimmt mit dem Beschluss des Ausschusses für Pla-
nen und Bauen vom 08.09.2022 überein. 
 
Es wurde nach den Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 
2 BekanntmVO vom 26.08.1999 (GV. NRW. S. 516), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 05.11.2015 
(GV. NRW. S. 741), verfahren. 
 
Die Bekanntmachung wird hiermit angeordnet. 
 
 

IV. Bekanntmachungsanordnung gem. § 2 Abs. 4 
Bekanntmachungsverordnung 
(BekanntmVO) 

 
Der vom Ausschuss für Planen und Bauen der Stadt 
Menden (Sauerland) am 08.09.2022 gefasste Be-
schluss zur Durchführung der Beteiligung der Öffent-
lichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. Die Abgrenzung des Geltungsbe-
reiches ist aus dem beigefügten Übersichtsplan er-
sichtlich. 
 
Menden (Sauerland), den 14.09.2022 
 
 
gez. Dr. Roland Schröder 
(Bürgermeister) 
 
 
 
Diese Bekanntmachung wird auch auf der Internet-

seite der Stadt Menden (Sauerland) unter 
www.menden.de - Bürgerservice & Rathaus - 
Rathaus - Bekanntmachungen - Amtliche Be-

kanntmachungen 
veröffentlicht. 

 

https://www.menden.de/fileadmin/user_up
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Bekanntmachung 
Bebauungsplan Nr. 7/II „Altstadt Menden“ – 

2. Änderung 
mit Bekanntmachungsanordnung 

vom 14.09.2022 
 
I. Bekanntmachung der Durchführung der Be-

teiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 
BauGB mit erweitertem Geltungsbereich 

 
Der Ausschuss für Planen und Bauen der Stadt Men-
den (Sauerland) hat in seiner öffentlichen Sitzung am 
08.09.2022 folgenden Beschluss gefasst: 
 
Der Ausschuss für Planen und Bauen beschließt, die 
öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB sowie 
die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB auf der 
Grundlage des Bebauungsplanentwurfes, dem Ent-
wurf der Begründung sowie dem Entwurf des Um-
weltberichtes mit erweitertem Geltungsbereich 
durchzuführen. 
 
Ziel und Zweck ist es, durch die Änderung der Nut-
zungsart „Kerngebiet“ (MK) in ein „Urbanes Gebiet“ 
(MU) gem. § 6a BauNVO, die städtebauliche Ent-
wicklung und Ordnung gezielter zu leiten, Wohnnut-
zung im Erdgeschoss zu ermöglichen und durch eine 
flexiblere Nutzungsmischung die Leerstandsproble-
matik in der Innenstadt zu entschärfen. Im laufenden 
Verfahren wurde festgestellt, dass die Festsetzung 
eines Urbanen Gebietes gem. § 6a BauNVO im Be-
reich der Hochstraße aus städtebaulichen Gründen 
ebenfalls erforderlich ist. Der Geltungsbereich der 2. 
Änderung des Bebauungsplanes Nr. 7/II „Altstadt 
Menden“ wurde dementsprechend geringfügig erwei-
tert. Der Geltungsbereich der 2. Änderung des Be-
bauungsplanes Nr. 7/II ist dem beigefügten Über-
sichtsplan zu entnehmen. 
 
Die Öffentlichkeit kann sich im Rahmen der nachfol-
gend näher bezeichneten förmlichen Auslegung 
gem. § 3 Abs. 2 BauGB über die allgemeinen Ziele 
und Zwecke sowie die wesentlichen Auswirkungen 
der Planung unterrichten und sich äußern. 
 
II. Durchführung der Beteiligung der Öffentlich-

keit gem. § 3 Abs. 2 BauGB  
 
Der Ausschuss für Planen und Bauen der Stadt Men-
den (Sauerland) hat in seiner öffentlichen Sitzung am 
08.09.2022 die öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 
2 BauGB bestimmt. Der Geltungsbereich der Teilauf-
hebung des Bebauungsplanes ergibt sich aus dem 
beigefügten Übersichtsplan. 
 

Der Entwurf der 2. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 7/II „Altstadt Menden“ liegt - einschließlich Be-
gründung - gem. § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit 
 

vom 29.09.2022 bis einschließlich 31.10.2022 
 
zu jedermanns Einsicht bei der Stadt Menden 
(Sauerland), Abteilung Planung und Bauordnung, 
Neumarkt 5, 58706 Menden (Sauerland), 3. Oberge-
schoss, Flurzone C, zu folgenden Zeiten öffentlich 
aus: 
 
Montag bis Freitag von 8.15 Uhr bis 12.30 Uhr 
Donnerstag von 8.15 Uhr bis 12.30 Uhr 
 und 14.30 Uhr bis 17.30 Uhr 
Freitag von 8.15 Uhr bis 12.30 Uhr 
 
Daneben sind folgende Arten umweltbezogener In-
formationen zum Bebauungsplan verfügbar, die 
ebenfalls im Rahmen der öffentlichen Auslegung ein-
gesehen werden können: 
 
a) Umweltbericht mit Aussagen zu den Schutzgütern: 
 

Mensch Lärm 
Geologie, Boden und 
Fläche 

Bodenarten, Boden-
funktionen, Versiege-
lung, Flächenverbrauch 

Wasser Oberflächengewässer, 
Grundwasser und Was-
serschutzgebiete 

Immissionsschutz Lärm 
Flora, Fauna, Biotope Artenschutz, gesetzlich 

geschützte Biotope, Bi-
otopkatasterflächen, 
bestehende Aus-
gleichsflächen und Ein-
griffsregelung 

Landschaftsbild und 
Erholung 

Landschaftsbildein- 
heiten 

Kultur- und Sachgüter Bodendenkmäler 
 
b) Bereits vorliegende umweltrelevante Stellungnah-
men aus der frühzeitigen Beteiligung der Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
 
• Stellungnahme des Märkischen Kreises, FB - 

44 Natur und Umweltschutz vom 13.12.2021 
• Stellungnahme des LWL - Archäologie für 

Westfalen vom 01.12.2021 zum Thema Boden-
denkmäler 

• Stellungnahme des LWL - Denkmalpflege, 
Landschafts- und Baukultur in Westfalen vom 
04.02.2022 zum Thema Denkmalschutz und er-
haltenswerte Bausubstanz in der Mendener 
Kernstadt  

 
Die Unterlagen stehen zudem über den gesamten 
Zeitraum zusätzlich im Internet unter der folgenden 
Adresse zur Verfügung: 
 
https://www.menden.de/leben-in-menden/stadtpla-
nung-bauen-verkehr/stadtplanung/aktuelle-beteili-
gungsverfahren/ 
 
 

https://www.menden.de/leben-in-menden/stadtplanung-bauen-verkehr/stadtplanung/aktuelle-beteiligungsverfahren/
https://www.menden.de/leben-in-menden/stadtplanung-bauen-verkehr/stadtplanung/aktuelle-beteiligungsverfahren/
https://www.menden.de/leben-in-menden/stadtplanung-bauen-verkehr/stadtplanung/aktuelle-beteiligungsverfahren/
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Während des Auslegungszeitraums können von je-
dermann Stellungnahmen zu dem Entwurf schriftlich, 
per E-Mail an planung@menden.de, über das Betei-
ligungsformular auf der o.g. Internetseite oder wäh-
rend der Dienststunden zur Niederschrift vorgebracht 
werden. Während der Dienststunden ist zudem Ge-
legenheit zur Erörterung, insbesondere über die all-
gemeinen Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen 
Auswirkungen der Planung, gegeben. 
 
Hinweise: 
• Es wird gem. § 4a Abs. 6 BauGB darauf hinge-

wiesen, dass nicht fristgerecht abgegebene 
Stellungnahmen bei der Beschlussfassung 
über den Bebauungsplan unberücksichtigt blei-
ben können, sofern die Gemeinde deren Inhalt 
nicht kannte und nicht hätte kennen müssen 
und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des Be-
bauungsplans nicht von Bedeutung ist. 

 
• Die Verarbei-

tung personen-
bezogener Da-
ten erfolgt auf 
Grundlage des 
§ 3 BauGB i. V. 
m. Art. 6 Abs. 1 
Buchstabe e) 
Datenschutz-
Grundverord-
nung (DSGVO) 
und § 3 Daten-
schutzgesetz 
Nordrhein-Westfalen (DSG NRW). Sofern Sie 
Ihre Stellungnahme ohne Absender abgeben, 
erhalten Sie keine Mitteilung über das Ergebnis 
der Prüfung. Weitere Informationen zum Daten-
schutz nach Art. 13 und 14 DSGVO und zu Ih-
ren Rechten können Sie auf der Homepage der 
Stadt Menden (Sauerland) unter 
https://www.menden.de/fileadmin/user_up 
load/0-Hausweit/Datenschutz/Datenschutzhin 
weise_nach_Art._13_DSGVO/DS_Hin 
weis_Bauleitplanung.pdf einsehen. Wenn Sie 
über ein internetfähiges Smartphone mit ent-
sprechender App verfügen, können Sie die In-
formationen auch über den nebenstehenden 
QR Code herunterladen. 

 
III. Übereinstimmungsbestätigung gem. § 2 Abs. 

3 Bekanntmachungsverordnung 
(BekanntmVO) 

 
Der Wortlaut der Bekanntmachung zur Durchführung 
der Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 
BauGB zur 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 
7/II „Altstadt Menden“ der Stadt Menden (Sauerland) 
stimmt mit dem Beschluss des Ausschusses für Pla-
nen und Bauen vom 08.09.2022 überein. 
 
Es wurde nach den Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 
2 BekanntmVO vom 26.08.1999 (GV. NRW. S. 516), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 05.11.2015 
(GV. NRW. S. 741), verfahren. 
 
Die Bekanntmachung wird hiermit angeordnet. 

IV. Bekanntmachungsanordnung gem. § 2 Abs. 4 
Bekanntmachungsverordnung  
(BekanntmVO) 

 
Der vom Ausschuss für Planen und Bauen der Stadt  
Menden (Sauerland) am 08.09.2022 gefasste Be-
schluss zur Durchführung der Beteiligung der Öffent-
lichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. Die Abgrenzung des Geltungsbe-
reiches ist aus dem beigefügten Übersichtsplan er-
sichtlich. 
 
Menden (Sauerland), den 14.09.2022 
 
 
gez. Dr. Roland Schröder 
(Bürgermeister) 
 
 
 
Diese Bekanntmachung wird auch auf der Internet-

seite der Stadt Menden (Sauerland) unter 
www.menden.de - Bürgerservice & Rathaus - 
Rathaus - Bekanntmachungen - Amtliche Be-

kanntmachungen 
veröffentlicht. 

https://www.menden.de/fileadmin/user_up
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B E K A N N T M A C H U N G 
 

zur 11. Sitzung des Rates der 
Gemeinde Herscheid 

am Montag, 26.09.2022, 17:00 Uhr 
im Bürgersaal des Rathauses Herscheid 

 
Im Rathaus gilt zunächst weiterhin die Pflicht zum 
Tragen mindestens einer medizinischen Maske. Bei 
Gremiensitzungen entfällt auf festen Sitzplätzen die 
Maskenpflicht, solange ein Mindestabstand von 1,5 
Metern zu anderen Personen im Raum eingehalten 
wird. 

____________________________ 
 

Tagesordnung 
 
I. Öffentliche Sitzung 
 
1. Einwohnerfragestunde  

 
2. Bericht über die Durchführung der gefassten 

Beschlüsse  
 
3. Vorlage des Entwurfs des Jahresabschlusses 

2021  
 
4. Umbesetzung von Gremien und Ausschüssen  

 
5. Bekanntgabe von über- und außerplanmäßigen 

Aufwendungen und Auszahlungen  
 
6. Bekanntgaben und Anfragen  

 
7. Einwohnerfragestunde  

 
 
II. Nichtöffentliche Sitzung 
 
1. Bericht über die Durchführung der gefassten 

Beschlüsse  
 
2. Konzessionsangelegenheit 

 
3. Bekanntgaben und Anfragen  

 
4. Aufhebung der Schweigepflicht für in nichtöf-

fentlicher Sitzung behandelte Angelegenheiten  
 
 
Der Bürgermeister 
Schmalenbach 

 
 

Geschäftsführung: 
Fachdienst Rat und Bürgermeister 

 

 
Tagesordnung 

der öffentlichen/nicht öffentlichen Sitzung 
des Rates der Stadt Lüdenscheid, 

am Montag, dem 26.09.2022, 17:00 Uhr, 
im Ratssaal 

 

A) Öffentliche Sitzung 

1. Öffentliche Fragestunde 
  
2. "Ruhebaum Schloss Neuenhof" (Präsen-

tation durch Herrn von dem Bussche) 
  
3. Berichts- und Beschlusskontrolle 
  
4. Nachtrag zum Wirtschaftsplan 2022 des 

Stadtreinigungs-, Transport- und Baube-
triebes Lüdenscheid (STL); hier: Geneh-
migung einer dringlichen Entscheidung 
gemäß § 60 GO NRW 
Vorlage: 190/2022 

  
5. Aktuelle Berichterstattung zur Sperrung 

A45 und ihre Folgen 
  
5.1. Antrag der Fraktion DIE LINKE. auf Anre-

gung von Claudius Bartsch (ÖDP) vom 
21.06.2022; "Überregionaler Verkehr raus 
aus Lüdenscheid" 

  
6. Erste Ergebnisse und Maßnahmen aus 

der Fortschreibung des Brandschutzbe-
darfsplanes auf Grund der Sperrung der 
Rahmedetalbrücke und Bereitstellung 
überplanmäßiger Mittel 
Vorlage: 183/2022 

  
7. Maßnahmen und Folgerungen aus dem 

Angriffskrieg auf die Ukraine und seinen 
Folgen; hier: klarstellende Beschlussprä-
zisierung 
Vorlage: 198/2022 

  
8. Vierte Änderung des Stellenplans 2022 

Vorlage: 182/2022 
  
8.1. Vierte Änderung des Stellenplans 2022 / 

Erster Nachtrag 
Vorlage: 182/2022/1 

  
9. Gesamtabschluss 2021 - größenabhän-

gige Befreiung 
Vorlage: 165/2022 
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10. Antrag der SPD-Fraktion vom 
01.06.2022; Errichtung von Mountainbike-
Trails im Umfeld des Nattenbergs ent-
sprechend der Teilabschnitte 1, 2 und 6 
der Projektskizze Mountainbike-Trails Lü-
denscheid der Lüdenscheider Stadtmar-
keting GmbH 

  
11. Antrag der Fraktion DIE LINKE. vom 

24.07.2022; "Solidarisch mit den Be-
schäftigten bei Kostal" 

  
12. Antrag der Fraktion DIE LINKE. vom 

07.09.2022; "Die Stadt Lüdenscheid ruft 
den Klimanotstand aus" 

  
13. Antrag der CDU-Fraktion vom 

13.09.2022; Aussetzen der Städtepart-
nerschaft mit der russichen Stadt Tagan-
rog 

  
14. Antrag auf vorzeitige Mittelfreigabe für die 

Gestaltung der Kulturhausmedien 
Vorlage: 158/2022 

  
14.1. Antrag auf vorzeitige Mittelfreigabe für die 

Gestaltung der Kulturhausmedien/  
1. Ergänzung 
Vorlage: 158/2022/1 

  
15. Ausbau Kindertagesbetreuung 

Vorlage: 163/2022 
  
16. Teilnahme am ESF Plus-Programm "El-

tern-ChanceN - mit Elternbegleitung Fa-
milie stärken" 
Vorlage: 175/2022 

  
17. Richtlinien der Stadt Lüdenscheid über 

die Förderung von Kindern in der Kinder-
tagespflege 
Vorlage: 155/2022 

  
18. Fortführung der sozialen Arbeit an Schu-

len (vormals Schulsozialarbeit BuT) in 
den Jahren 2022 und 2023 
Vorlage: 188/2022 

  
19. Bundesprogramm „Sanierung kommuna-

ler Einrichtungen in den Bereichen Sport, 
Jugend und Kultur“ 
Vorlage: 197/2022 

  
20. Bauliche Maßnahmen am Stadion Nat-

tenberg - Bautz-Festival 
Vorlage: 191/2022 

  
21. Elsperenaturierung obere Elspe bei 

Schloss Neuenhof; Vergabe Planungs-
auftrag, Förderantrag 
Vorlage: 166/2022 

  
22. Genehmigung des Wiederaufbauplans für 

Infrastrukturen in Kommunen 
Vorlage: 193/2022 

  

 
23. Bebauungsplan Nr. 747 "Am Wittberge", 

2. Änderung; Satzungsbeschluss 
Vorlage: 128/2022 

  
24. IHK Altstadt - Umbau Gebäude "Alte 

Post" für die Volkshochschule 
hier: Kostensteigerungen 
Vorlage: 195/2022 

  
25. Umbesetzung von Ausschüssen; hier: 

Schulausschuss und Sportausschuss 
Vorlage: 187/2022 

  
26. Zustimmung zur Durchführung eines 

Vergabeverfahrens über Postdienstleis-
tungen mit einem Auftragswert über 
500.000 € 
Vorlage: 192/2022 

27. Bewilligung von außerplanmäßigen Mit-
teln Haushaltsjahr 2022 
hier: Sportplatz Honsel Nebenfläche 
Vorlage: 171/2022 

  
28. Bewilligung von außerplanmäßigen Mit-

teln Haushaltsjahr 2022 
hier: Schadensregulierung Musikschule 
Vorlage: 181/2022 

  
29. Bewilligung von über- und außerplanmä-

ßigen Haushaltsmitteln Haushaltsjahr 
2022 
hier: Ausweichstandort für den Rettungs-
dienst und den Brandschutz im Lüden-
scheider Norden 
Vorlage: 194/2022 

  
30. Bekanntgabe von über- und außerplan-

mäßigen Aufwendungen und Auszahlun-
gen der Haushaltsjahre 2021 und 2022 
Vorlage: 152/2022 

  
31. Mündlicher Bericht; Stadtgarten - Aktuel-

ler Sachstand und weitere Planungen 
  
32. Bekanntgaben, Beantwortung von Anfra-

gen und Anfragen 
  
32.1. Bekanntgaben 
  
32.1.1. Information zur haushaltswirtschaftlichen 

Lage 
  
32.2. Beantwortung von Anfragen 
  
32.3. Anfragen 
  

 
B) Nicht öffentliche Sitzung 

1. Berichts- und Beschlusskontrolle 

2.. Grundstücksangelegenheiten 

3. Vertragsangelegenheiten 
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4. Beteiligungsangelegenheiten 

5. Festlegung der zur Veröffentlichung freizu-
gebenden Punkte der Tagesordnung 

6. Bekanntgaben, Beantwortung von Anfra-
gen und Anfragen 

 
Lüdenscheid, den 14.09.2022 
 
 
Der Bürgermeister 
Sebastian Wagemeyer 
 
 
 
Hinweis:  
Bitte beachten Sie, dass im Sitzungsraum min-
destens eine medizinische Gesichtsmaske zu 
tragen ist. 
 
 
 
Diese öffentliche Bekanntmachung kann auch unter 
www.luedenscheid.de in der Rubrik "Rathaus & Bür-
ger / Info & Service / Öffentliche Bekanntmachun-
gen" eingesehen werden. 
 
 
 
 
 

 
 

Bekanntmachung der Stadt Altena (Westf.) 
 

9. Sitzung des Hauptausschusses 
der Stadt Altena (Westf.) 

 
am Montag, dem 26.09.2022, 17:00 Uhr, 

im großer Sitzungssaal, Zi. 62. 
 
 
T a g e s o r d n u n g : 
 
 

 I. Öffentlicher Teil 
 

1. Genehmigung der Niederschrift des Haupt-
ausschusses vom 18.07.2022 

 
2. Zur Anfrage der SDA und Bündnis 90/Die 

Grünen vom 29.08.2022 
 

3. Mitteilungen 
 

4. Anfragen 

 
 II. Nichtöffentlicher Teil 

 
1. Genehmigung der Niederschrift des Haupt-

ausschusses vom 18.07.2022 
 

2. Mitteilungen 
 

3. Anfragen 
 
Altena (Westf.) 13.09.2022 
 
 
Kober 
Bürgermeister 
 
 
 
 
 

 
 

Bekanntmachung der Stadt Altena (Westf.) 
 

5. Sitzung des Ausschusses für 
Stadtentwicklung der Stadt Altena (Westf.) 

 
am Mittwoch, dem 28.09.2022, 17:00 Uhr, 

im großen Sitzungssaal, Zi. 62. 
 
 
T a g e s o r d n u n g : 
 
 

 I. Öffentlicher Teil 
 

1. Genehmigung der Niederschrift des Aus-
schusses für Stadtentwicklung vom 
16.11.2021 

 
2. Vorstellung der Maßnahme "Errichtung ei-

ner Schalt- und Umspannanlage in Ros-
mart als südlicher zweiter Netzanschluss-
punkt der ENERVIE auf dem Gebiet der 
Stadt Altena" durch Amprion und ENERVIE 

 
3. Vorstellung von NRW Urban / BauLand-

Partner Plus zu Schwarzenstein-Winkelsen 
 

4. Unterschutzstellung des Gebäudes Nals-
hof 2 

 
5. Antrag der CDU zur Errichtung von Fahr-

radständern für Bike und E-Bike 
 

6. Antrag der CDU zur Änderung der Straßen-
verkehrsbeschilderung zur Bevorteilung 
von Radfahrern 
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7. Anfrage der SPD zur Tauglichkeitsüberprü-

fung für die Nutzung von Einbahnstraßen 
durch Fahrräder entgegen der Fahrtrich-
tung 

 
8. Anfrage der SPD zum Bahnhof Altena 

 
9. Anfrage der SPD zum Brache Bierbach 

 
10. Anfrage der SPD zum Überflutungsplan 

des Märkischen Kreises 
 

11. Anfrage der SPD zum Spielplatz Zögern-
platz 

 
12. Anfrage der SPD zur Entwicklung der In-

nenstadt und der Beseitigung der Flut-
schäden 

 
13. Anfrage der SPD zur Beleuchtung der 

Drahtbäume 
 

14. Mitteilungen 
 

15. Anfragen 
 

 II. Nichtöffentlicher Teil 
 

1. Genehmigung der Niederschrift des Aus-
schusses für Stadtentwicklung vom 
16.11.2021 

 
2. Mitteilungen 

 
3. Anfragen 

 
Altena (Westf.) 15.09.2022 
 

 
Röbbecke 
Vorsitzender 
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B e k a n n t m a c h u n g  
20. Änderung des Flächennutzungsplanes; 

Öffentliche Auslegung 
 

Der Rat der Stadt Kierspe hat in seiner Sitzung am 
21.06.2022 den Offenlegungsbeschluss zur 20. Än-
derung des Flächennutzungsplanes, gemäß § 2 Bau-
gesetzbuch (BauGB) gefasst.   
 
Den Entwurf der 20. Änderung des Flächennutzungs-
planes wird mit Entwurfsbegründung und Umweltbe-
richt für die Dauer eines Monats gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB öffentlich ausgelegt. Die nach § 4 Abs. 2 
BauGB zu Beteiligten werden von der öffentlichen 
Auslegung benachrichtigt. 
 
Der Änderungsbereich ist aus dem beigefügten Kar-
tenausschnitt ersichtlich. 
 
Die Einsichtnahme und die Abgabe von Stellungnah-
men sind in der Zeit  
 

vom 28.09.-28.10.2022 
 
möglich unter: www.kierspe.de (Wirtschaft & Arbeit > 
Bauleitplanverfahren). 
 
Der Entwurf der 20. Änderung des Flächennutzungs-
planes, liegt, zusätzlich zur Veröffentlichung im Inter-
net, für Personen ohne Internetzugang zur Veröffent-
lichung im gleichen Zeitraum beim Bürgermeister der 
Stadt Kierspe, Bauverwaltungs- und Planungsamt, 
Zimmer 29, Springerweg 21, 58566 Kierspe während 
der Dienststunden  
 
montags bis freitags          08.30 Uhr bis 12.00 Uhr 
mittwochs                          08.30 Uhr bis 12.00 Uhr 
                                          14.00 Uhr bis 17.00 Uhr 
 
öffentlich aus.  
Beim Betreten des Rathauses ist aufgrund der 
Coronavirus-Pandemie darauf zu achten, dass die 
vorgeschriebenen Abstands- und Hygieneregeln ein-
zuhalten sind.  
 
Gemäß § 2 und § 3 Planungssicherstellungsgesetz 
(PlanSiG) kann die Auslegung zur Einsichtnahme der 
Satzung durch die Veröffentlichung im Internet er-
setzt werden. Die Einsichtnahme ist möglich unter: 
www.kierspe.de (Wirtschaft & Arbeit > Bauleitplan-
verfahren).  
 
 
Hinweise: 
 
1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Sätze 1 und 

2 des BauGB über die fristgemäße Anmeldung 
etwaiger Entschädigungsansprüche wegen Pla-
nungsschäden infolge dieser Satzung wird hinge-
wiesen. Die Leistung der Entschädigung ist 
schriftlich bei der Stadt Kierspe, Springerweg 21, 
58566 Kierspe zu beantragen. 

 Nach § 44 Abs. 4 BauGB erlischt der Entschädi-
gungsanspruch, wenn nicht innerhalb von 3 Jah-
ren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die 
in § 44 Abs. 3 Satz 1 BauGB bezeichneten Ver-
mögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit 
des Anspruches herbeigeführt wird. 

 
2. Nach § 215 Abs. 1 BauGB sind Verletzungen von 

Verfahrens- oder Formvorschriften i. S. von § 214 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB, eine unter Be-
rücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtli-
che Verletzung der Vorschriften über das Verhält-
nis des Bebauungsplanes und des Flächennut-
zungsplanes sowie Mängel in der Abwägung 
nach einem Jahr seit Bekanntmachung des Be-
bauungsplanes unbeachtlich, es sei denn, sie 
werden innerhalb der Fristen schriftlich gegen-
über der Gemeinde geltend gemacht. Der Sach-
verhalt, der die Verletzung oder den Mangel be-
gründen soll, ist darzulegen. 

 
3. Gemäß § 7 Absatz 6 der Gemeindeordnung für 

das Land Nordrhein-Westfalen kann eine Verlet-
zung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung beim Zustandekommen die-
ser Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit 
dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend ge-
macht werden, es sei denn,  

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder 
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 
 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffent-
lich bekannt gemacht worden, 
 
c) die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister hat 
den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegen-
über der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
 
Diese öffentliche Bekanntmachung kann auch über 
das Internet, Homepage der Stadt Kierspe, unter 
www.kierspe.de (Rat & Verwaltung > Bekanntma-
chungen) eingesehen werden. 
 
Des Weiteren ist die Einsichtnahme in die Planunter-
lagen auch über das Internet möglich: www.kier-
spe.de (Wirtschaft & Arbeit > Bauleitplanverfahren). 
 
 
Kierspe, 19.09.2022 
 
 
 
Olaf Stelse 
Bürgermeister 
 
 
 
 
 

http://www.kierspe.de/
http://www.kierspe.de/
http://www.kierspe.de/
http://www.kierspe.de/
http://www.kierspe.de/
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B e k a n n t m a c h u n g  

Vorhabenbezogener Bebauungsplanes Nr. 27 
„Wohngebäude Kiersperhagen“; 

Öffentliche Auslegung  
 
 

Der Rat der Stadt Kierspe hat in seiner Sitzung am 
21.06.2022 den Offenlegungsbeschluss zum Vorha-
benbezogenen Bebauungsplanes Nr. 27 „Wohnge-
bäude Kiersperhagen“ gemäß § 2 Baugesetzbuch 
(BauGB) gefasst.   
 
Der Entwurf des Vorhabenbezogene Bebauungspla-
nes Nr. 27 „Wohngebäude Kiersperhagen“ wird mit 
Entwurfsbegründung und Umweltbericht für die 
Dauer eines Monats gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffent-
lich ausgelegt. Die nach § 4 Abs. 2 BauGB zu Betei-
ligenden werden von der öffentlichen Auslegung be-
nachrichtigt. 
 
Der Änderungsbereich ist aus dem beigefügten Kar-
tenausschnitt ersichtlich. 
 
Die Einsichtnahme und die Abgabe von Stellungnah-
men sind in der Zeit  
 

vom 28.09.2022-28.10.2022 
 
möglich unter: www.kierspe.de (Wirtschaft & Arbeit > 
Bauleitplanverfahren). 
 
 
Der Entwurf des Vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes Nr. 27 „Wohngebäude Kiersperhagen“; liegt, 
zusätzlich zur Veröffentlichung im Internet, für Perso-
nen ohne Internetzugang zur Veröffentlichung im 
gleichen Zeitraum beim Bürgermeister der Stadt 
Kierspe, Bauverwaltungs- und Planungsamt, Zimmer 
29, Springerweg 21, 58566 Kierspe während der 
Dienststunden  
 
montags bis freitags          08.30 Uhr bis 12.00 Uhr 
mittwochs                          08.30 Uhr bis 12.00 Uhr 
                                          14.00 Uhr bis 17.00 Uhr 
 
öffentlich aus.  
Beim Betreten des Rathauses ist aufgrund der 
Coronavirus-Pandemie darauf zu achten, dass die 
vorgeschriebenen Abstands- und Hygieneregeln ein-
zuhalten sind.  
 
Gemäß § 2 und § 3 Planungssicherstellungsgesetz 
(PlanSiG) kann die Auslegung zur Einsichtnahme der 
Satzung durch die Veröffentlichung im Internet er-
setzt werden. Die Einsichtnahme ist möglich unter: 
www.kierspe.de (Wirtschaft & Arbeit > Bauleitplan-
verfahren).  
 
 
 

Hinweise: 
 
1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Sätze 1 und 

2 des BauGB über die fristgemäße Anmeldung 
etwaiger Entschädigungsansprüche wegen Pla-
nungsschäden infolge dieser Satzung wird hinge-
wiesen. Die Leistung der Entschädigung ist 
schriftlich bei der Stadt Kierspe, Springerweg 21, 
58566 Kierspe zu beantragen. 

 Nach § 44 Abs. 4 BauGB erlischt der Entschädi-
gungsanspruch, wenn nicht innerhalb von 3 Jah-
ren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die 
in § 44 Abs. 3 Satz 1 BauGB bezeichneten Ver-
mögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit 
des Anspruches herbeigeführt wird. 

 
2. Nach § 215 Abs. 1 BauGB sind Verletzungen von 

Verfahrens- oder Formvorschriften i. S. von § 214 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB, eine unter Be-
rücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtli-
che Verletzung der Vorschriften über das Verhält-
nis des Bebauungsplanes und des Flächennut-
zungsplanes sowie Mängel in der Abwägung 
nach einem Jahr seit Bekanntmachung des Be-
bauungsplanes unbeachtlich, es sei denn, sie 
werden innerhalb der Fristen schriftlich gegen-
über der Gemeinde geltend gemacht. Der Sach-
verhalt, der die Verletzung oder den Mangel be-
gründen soll, ist darzulegen. 

 
3. Gemäß § 7 Absatz 6 der Gemeindeordnung für 

das Land Nordrhein-Westfalen kann eine Verlet-
zung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung beim Zustandekommen die-
ser Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit 
dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend ge-
macht werden, es sei denn, 

 
 a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder 

ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

 
 b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffent-

lich bekannt gemacht worden, 
 
 c) die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister hat 

den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
 d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegen-

über der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Diese öffentliche Bekanntmachung kann auch über 
das Internet, Homepage der Stadt Kierspe, unter 
www.kierspe.de (Rat & Verwaltung > Bekanntma-
chungen) eingesehen werden. 
 
Des Weiteren ist die Einsichtnahme in die Planunter-
lagen auch über das Internet möglich: www.kier-
spe.de (Wirtschaft & Arbeit > Bauleitplanverfahren). 
 
Kierspe, 19.09.2022 
 
 
Olaf Stelse 
Bürgermeister 
 

http://www.kierspe.de/
http://www.kierspe.de/
http://www.kierspe.de/
http://www.kierspe.de/
http://www.kierspe.de/
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Öffentliche Bekanntmachung 

Sitzung des Rates der Stadt Iserlohn 
Dienstag, 27.09.2022 17:00 Uhr  

Saalbau Letmathe, Von-der-Kuhlen-Straße 35, 58642 Iserlohn 
 
 
T a g e s o r d n u n g: 
 

Öffentliche Sitzung 
 
1 Eröffnung der Sitzung 

 
  

2 Einführung und Verpflichtung neuer Ratsmitglieder 
 

  

3 Erster Stellvertretender Bürgermeister; hier:  
a) Nachwahl eines neuen Ersten Stellvertretenden Bürgermeisters 
b) Einführung und Verpflichtung 
 

DS10/1564 

4 Verleihung des Ehrenringes 
 

  

5 Umbesetzungen in Ausschüssen und sonstigen Gremien 
 

  

6 Beirat der Justizvollzugsanstalt Iserlohn; 
hier: Benennung eines Vertreters des Rates der Stadt Iserlohn 
 

DS10/1548 

7 Daniel Bläsing (AFD Fraktion) - Verlust des Sitzes in der Vertretung der Stadt Iserlohn 
gem. § 44 Abs. 1 KWahlG 
 

DS10/1493 

8 Sperrung der Seilerseestraße 
hier: Antrag der FDP-Fraktion vom 24.08.2022 (DS10/1502) 
 

  

9 Testabstimmung digitales Abstimmungsmodul 
 

  

10 Antrag für die Ratssitzung am 27.09.2022 
hier: Änderung der Geschäftsordnung (GO) für den Rat der Stadt Iserlohn wegen  
Wiedereinführung der Einwohnerfragestunde in Ratssitzungen und Ausschüssen 
 

DS10/1554 

10.1 Antrag für die Ratssitzung am 27.09.2022 von der Fraktion DieIserlohner; 
hier: Änderung der Geschäftsordnung für den Rat der Stadt Iserlohn wegen  
Wiedereinführung der Einwohnerfragestunde in Rats- und Ausschusssitzungen 
 

DS10/1554-1 

11 Antrag auf Erweiterung der Geschäftsordnung des Seniorenbeirates der Stadt Iserlohn 
 

DS10/1432 

12 Städtefreundschaft mit der Stadt Ternopil; 
hier: Antrag der Fraktion UWG Iserlohn in der HPA-Sitzung am 13.09.2022, 
Bezug: Anfrage der Fraktion Die Linke vom 13.07.2022 
 

  

13 § 2b Umsatzsteuergesetz;  
hier: Anpassung der Satzungen der Fachbereiche der Stadt Iserlohn 
 

DS10/1512 

14 Satzung zur Aufhebung der Satzung über die Ferdinand-Köhler-Stiftung und andere  
zusammengelegte Stiftungen 
 

DS10/1333 

15 Satzung zur Änderung der Verwaltungsgebührensatzung (8. Änderung) der  
Stadt Iserlohn 
 

DS10/1509 

16 Satzung der Stadt Iserlohn über die Erhebung von Bewohnerparkgebühren  
(Bewohnerparkgebührensatzung) 
 

DS10/1501 

17 Bericht über die strategischen Ziele 
 

DS10/1553 
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18 Maßnahmen im Falle eines Gasnotstandes;  
hier:  Antrag der SPD-Fraktion vom 19.07.2022 (DS10/1392)  
Energiesparmaßnahmen der Stadt Iserlohn 
hier:  gemeinsame Anfrage der CDU-Fraktion und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
vom 01.09.2022 (DS10/1532) 
 

  

19 Barrierefreier Ausbau von fünfzehn Bushaltestellen und vier Querungsstellen im  
Stadtgebiet 2022 und 2023 
 

DS10/1366 

20 Ermäßigungstatbestände im Parktheater, Anträge der SPD-Fraktion vom 23.08.2021,  
sowie der Fraktion Die Linke vom 02.03.2022 
 

DS10/1541 

21 Nachtrag zum Stellenplan 2022 
hier:  DS 10/0809, 10/1075, 10/1179 und 10/1309 
 

DS10/1434 

22 Nutzungskonzept für den geplanten Gebäudekomplex am Schillerplatz 
 

DS10/1469 

22.1 Nutzungskonzept für den geplanten Gebäudekomplex am Schillerplatz; 
gemeinsamer Antrag der Fraktionen von CDU, SPD, Die Iserlohner,  
Bündnis 90/Die Grünen, Die Linke, FDP und UWG Iserlohn 
 

DS10/1556 

23 Zukunftskonzept Lehrschwimmbecken 
 

DS10/1562 

24 Radverkehrskonzept - Programm 2020/2021, Querungsstellen Radweg Bahntrasse 
Bezug:  DS10/0119, DS9/2266 und DS9/3164 
hier:  Überplanmäßige Mittelbereitstellung 
 

DS10/1360 

25 Bereitstellung von erheblichen außerplanmäßigen Mitteln für den Erwerb von digitalen 
Endgeräten für die Grundschule Im Wiesengrund 
hier:  Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung 
 

DS10/1483 

26 Bereitstellung von erheblichen außerplanmäßigen Mitteln für den Erwerb von  
CO2- Messgeräten in Einrichtungen für Kinder und Jugendliche 
 

DS10/1565 

27 Budgetbericht zum Stichtag 31.08.2022 
 

DS10/1521 

28 Grundlegende Erneuerung und Verbesserung der Straße Am Sportplatz 
hier:  Genehmigung der Dringlichkeitsentscheidung 
Bezug:  DS10/1134 
 

DS10/1410 

29 Grundlegende Erneuerung und Verbesserung der Straße "Auf der Haar" 
hier:  Fassung des Baubeschlusses 
 

DS10/1463 

30 Bebauungsplan Nr. 447 "Dröscheder Feld - Max-Planck-Straße" 
gem. § 2 BauGB 
hier:  Aufstellungsbeschluss 
 

DS10/1433 

31 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 338 "Oestrich-Altenaer Straße" 
gem. § 13a BauGB 
hier:  Aufstellungsbeschluss 
 

DS10/1429 

32 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. L 35 "Auf der Insel"  
gem. § 2 BauGB 
hier:  Beschluss zur Aufhebung des Aufstellungsbeschlusses vom 29.05.2018 
Bezug:  DS 10/0934 (Anlage 3) und DS 10/1236 (Anlage 4) 
 

DS10/1379 

33 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. L 35 "Auf der Insel" 
gem. § 13a BauGB 
hier:  Aufstellungsbeschluss 
 

DS10/1380 

34 Jahresabschluss 2021 der Stadt Iserlohn 
 

DS10/1506 

35 Jahresabschluss 2021 der Sparkasse der Stadt Iserlohn;  
hier:  Verwendung des Jahresüberschusses; Entlastung der Organe 
 

DS10/1294 

36 Gesellschaft für Wirtschaftsförderung Iserlohn mbH;  
hier:  Jahresabschluss 2021 
 

DS10/1406 
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37 Gesellschaft für Wirtschaftsförderung Iserlohn mbH;  
hier:  Wirtschaftsplan 2023 
 

DS10/1422 

38 Konzernabschluss 2021 sowie Jahresabschlüsse 2021 der in den Konzernabschluss  
der Gesellschaft für Kommunalwirtschaft Iserlohn mbH einbezogenen Gesellschaften 
 

DS10/1425 

39 Märkischer Stadtbetrieb Iserlohn/Hemer;  
hier:  Jahresabschluss 2021 sowie Bestellung einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft  
für die Jahresabschlussprüfung 2022 
 

DS10/1507 

40 Antrags- und Anfragecontrolling Rat der Stadt 
 

DS10/1566 

41 Beschlusscontrolling Rat der Stadt 
 

DS10/1567 

42 Mitteilungen des Ausschussvorsitzenden und der Verwaltung 
 

  

43 Beantwortung von Anfragen 
 

  

44 Anfragen 
 

  

    
 
Nichtöffentliche Sitzung 
 
45 Eröffnung des nichtöffentlichen Teils 
 
46 Auftragsvergabe 
 
47 Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung – Auftragsvergabe 
 
48 Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung – Auftragsvergabe 
 
49 Auftragsvergabe 
 
50  Vertragsangelegenheit 
 
51 Auftragsvergabe 
 
52  Mitteilungen des Ausschussvorsitzenden und der Verwaltung 
 
53 Beantwortung von Anfragen 
 
54 Anfragen 
 
55 Beschlussfassung über die Geheimhaltung 
 
 
Iserlohn, 16.09.2022 
 
Michael Joithe 
Bürgermeister 
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ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 
 

DES VORHABENS, DER AUSLEGUNG DER 
ANTRAGSUNTERLAGEN GEMÄß § 10 ABS. 3 

DES BUNDES-IMMISSIONSSCHUTZGESETZES 
 
Genehmigungsverfahren nach dem Bundes-Immissi-
onsschutzgesetz (BImSchG) für die Errichtung und 
den Betrieb von zwei Windenergieanlagen (WEA) in 
Iserlohn-Hennen. 
 
1. Erläuterung des Vorhabens 
Die Firma ENERTRAG SE, Gut Dauerthal, 17291 
Dauerthal, hat mit Antrag vom 18.07.2022, eingegan-
gen beim Märkischen Kreis am 21.07.2022, gemäß 
§§ 4, 6, 10 i.V.m. § 19 Abs. 3 des Gesetzes zum 
Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen 
und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutz-
gesetz - BImSchG) vom 17.05.2013 (BGBl. I S. 1274) 
- in der zurzeit geltenden Fassung - in Verbindung mit 
§ 1 Abs. 1 der Vierten Verordnung zur Durchführung 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung 
über genehmigungsbedürftige Anlagen – 4. BIm-
SchV) und Nr. 1.6.2 Buchstabe V des Anhanges 1 zu 
vorstehend genannter Verordnung, eine immissions-
schutzrechtliche Genehmigung für die Errichtung und 
den Betrieb von insgesamt 2 WEA auf dem Gebiet 
der Stadt Iserlohn in den Gemarkungen Hennen und 
Iserlohn beantragt:  
 
 

 WEA 1 WEA 2 
Typ: Vestas V 150 – 6.0 MW 
Nabenhöhe: 166 m 
Rotordurchmesser: 150 m 
Gesamthöhe: 241 m 
Elektrische Leis-
tung: 

6,0 MW 

UTM Zone 32: 406 568 
5 695 549 

406 690 
5 695 181 

Gemarkung: 
Flur: 
Flurstück: 

Hennen 
35 
41 

Iserlohn 
105 
63 

 
Den Antragsunterlagen nach sollen die Anlagen im II. 
Quartal 2025 in Betrieb genommen werden.  
Weitere Angaben zu dem Vorhaben können dem 
ausgelegten Antrag und den zugehörigen Antragsun-
terlagen entnommen werden. 
 
Das beantragte Vorhaben bedarf einer Genehmi-
gung nach § 4 Abs. 1 BImSchG in Verbindung mit 
Ziffer 1.6.2 des Anhang 1 zur 4. BImSchV. Zustän-
dige Genehmigungsbehörde ist gem. § 14 Abs. 1, 3 
des Gesetzes zum Schutz vor Luftverunreinigungen, 
Geräuschen und ähnlichen Umwelteinwirkungen 
(Landes-Immissionsschutzgesetz – LImSchG) NRW, 
§ 1 Abs. 3 der Zuständigkeitsverordnung Umwelt-
schutz (ZustVU) NRW i.V.m. Teil A der Anlage zur 

ZustVU NRW der Märkische Kreis – Der Landrat als 
Untere Immissionsschutzbehörde.  
 
2. Umweltverträglichkeitsprüfung 
Nach Nr. 17.2.3 der Anlage 1 zum Gesetz über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) vom 18. 
März 2021 (BGBl. I S. 540) - in der zurzeit geltenden 
Fassung - ist im Falle der Rodung von Wald zum 
Zwecke der Umwandlung in eine andere Nutzungsart 
im Umfang von 1 ha bis weniger als 5 ha eine stand-
ortbezogene Vorprüfung durchzuführen. Es wurde 
festgestellt, dass für das Vorhaben eine Pflicht zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVP-Pflicht) nicht besteht. Das Ergebnis der Vorprü-
fung wird voraussichtlich am 21.09.2022 mit öffentli-
cher Bekanntmachung im Amtsblatt des Märkischen 
Kreises bekannt gemacht. Für das Vorhaben wurde 
gemäß § 19 Abs. 3 BImSchG durch die Antragstelle-
rin die Durchführung eines förmlichen Verfahrens mit 
Öffentlichkeitsbeteiligung beantragt.  
 
3. Öffentliche Bekanntmachung 
Das Vorhaben wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 BIm-
SchG i. V. m. §§ 8 ff. der Neunten Verordnung zur 
Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgeset-
zes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren 
– 9. BImSchV) öffentlich bekannt gemacht. 
 
4. Auslegung der Antragsunterlagen  
Der Genehmigungsantrag und die dazugehörigen 
Unterlagen können in der Zeit  
ab dem 05.10.2022 bis einschließlich 07.11.2022 
an folgenden Stellen eingesehen werden: 
 
a) Kreisverwaltung des Märkischen Kreises,    

Untere Immissionsschutzbehörde, Heedfelder 
Straße 45, 58509 Lüdenscheid  
zu folgenden Zeiten während der Dienststunden: 
montags bis freitags 08:30 - 12:00 Uhr 
montags bis donnerstags zusätzlich von 13:30 - 
15:30 Uhr 
Wichtiger Hinweis: Die Einsichtnahme ist nur 
nach telefonischer Terminabsprache möglich 
(Telefonische Anmeldung und Möglichkeit einer 
individuellen Terminvereinbarung zur Einsicht-
nahme unter Tel. 02351 966 6811). Die Einsicht-
nahme erfolgt unter Berücksichtigung der auf-
grund der COVID-19-Pandemie jeweils gelten-
den Schutz- und Hygienebestimmungen. 

b) Rathaus der Stadt Iserlohn, Rathaus 2,  
Werner-Jacobi-Platz 12, 58634 Iserlohn 
zu folgenden Zeiten während der Dienststunden: 
montags bis donnerstags von 08:00 - 13:00 Uhr 
freitags von 8:00 – 12:00 Uhr 
Wichtiger Hinweis: Die Einsichtnahme ist nur 
nach telefonischer Terminabsprache möglich 
(Tel. 02371 217 2358). Die Einsichtnahme erfolgt 
unter Berücksichtigung der aufgrund der COVID-
19-Pandemie jeweils geltenden Schutz- und Hy-
gienebestimmungen. 

  
Nach § 9 Abs. 1 Nr. 3 der 9. BImSchV muss die Be-
kanntmachung auch die Bezeichnung der für das 
Vorhaben entscheidungserheblichen Berichte und 
Empfehlungen, die der Genehmigungsbehörde zum 
Zeitpunkt des Beginns des Beteiligungsverfahrens 
vorliegen, enthalten. Hierzu gehören insbesondere: 
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− Schallimmissionsprognose vom 27.08.2021 
− Schattenwurfanalyse vom 27.08.2021 
− Gutachten zur optisch bedrängenden Wir-

kung der Ramboll Deutschland GmbH vom 
13.09.2021 

− Brandschutzkonzept der ENGELS Ingeni-
eure vom 04.10.2021 

− Landschaftspflegerischer Begleitplan der 
WWK Partnerschaft für Umweltplanung 
vom 12.07.2022 

− Gutachten zur artenschutzrechtlichen Prü-
fung (ASP) für die Errichtung von zwei 
Windenergieanlagen in Iserlohn der WWK 
Partnerschaft für Umweltplanung vom 
12.07.2022 

− Ergebnisbericht Avifauna der ecoda Um-
weltgutachten Dr. Bergen & Fritz GbR vom 
14.01.2020 

− Ergebnisbericht zu avifaunistischen Erfas-
sungen im Jahr 2021 der ecoda Umweltgut-
achten Dr. Bergen & Fritz GbR vom 
18.12.2021 

− Gutachten zur standortbezogenen Vorprü-
fung des Einzelfalls nach § 7 UVPG für die 
Errichtung von zwei Windenergieanlagen in 
Iserlohn der WWK Partnerschaft für Um-
weltplanung vom 12.07.2022 

 
5. Einwendungen 
Einwendungen gegen das Vorhaben können gemäß 
§ 10 Absatz 3 Satz 4 BImSchG bis einschließlich zum 

21.11.2022 
schriftlich  
- beim Landrat des Märkischen Kreises, Untere Im-

missionsschutzbehörde, Heedfelder Str. 45, 58509 
Lüdenscheid oder 

- beim Bürgermeister der Stadt Iserlohn, Rathaus I, 
Schillerplatz 7, 58636 Iserlohn 

oder elektronisch  
(E-Mail: immissionsschutz@maerkischer-kreis.de) 
erhoben werden.  
 
Gemäß § 4 Abs. 1 Plansicherstellungsgesetz (Plan-
SiG) ist eine Einwendungserklärung zur Niederschrift 
ausgeschlossen. Einwendungen müssen den Na-
men und die Anschrift der einwendenden Person er-
kennen lassen. Unleserliche Namen oder Anschriften 
werden bei gleichförmigen Einwendungen unberück-
sichtigt gelassen.  
 
Auf Verlangen der einwendenden Person werden de-
ren Namen und Anschrift nicht weitergegeben, sofern 
die ordnungsgemäße Durchführung des Verfahrens 
nicht beeinträchtigt wird. Gemäß § 12 Abs. 2 der 9. 
BImSchV sind die Einwendungen dem Antragsteller 
und, soweit sie deren Aufgabenbereich berühren, 
den nach § 11 der 9. BImSchV beteiligten Behörden 
bekannt zu geben. 
 
Mit Ablauf der Einwendungsfrist (21.11.2022, 24:00 
Uhr) sind gemäß § 10 Abs. 3 Satz 5 BImSchG für die 
Genehmigungsverfahren alle Einwendungen ausge-
schlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen 
Titeln beruhen.  
Der Märkische Kreis entscheidet über die eingegan-
genen Einwendungen. Die Zustellung der Entschei-
dung über die Einwendungen kann durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt werden. 

Sollten innerhalb der oben genannten Einwendungs-
frist seitens der Öffentlichkeit Einwendungen bei der 
zuständigen Behörde eingehen, kann die Genehmi-
gungsbehörde die rechtzeitig gegen das Vorhaben 
eingegangenen Einwendungen mit dem Antragstel-
ler und denjenigen, die Einwendungen erhoben ha-
ben, erörtern.  
 
6. Online-Konsultation 
Aufgrund der erschwerten Bedingungen während der 
COVID-19-Pandemie und dem damit verbundenen 
Infektionsrisiko bei Großveranstaltungen entfällt ein 
Erörterungstermin als Präsenzveranstaltung. Falls 
erforderlich findet die Erörterung gemäß § 5 Abs. 1, 
3 und 4 PlanSiG i.V.m. § 10 Abs. 6 BImSchG in Form 
einer Online-Konsultation statt. 
Durch die Online-Konsultation wird allen Berechtig-
ten die Gelegenheit gegeben, sich zu den sonst im 
Erörterungstermin zu behandelnden Informationen 
schriftlich zu äußern. Dieses Vorgehen ersetzt den 
mündlichen Austausch während der Erörterung.  

Die verfahrensführende Behörde kann über die tat-
sächliche Durchführung der Online-Konsultation ent-
scheiden. Sie kann unter pflichtgemäßer Ermes-
sensausübung gem. §§ 16, 17 der 9. BImSchV und 
dort benannten Gründen die Online Konsultation ver-
tagen oder wegfallen lassen. Eine Entscheidung über 
die Durchführung einer Online-Konsultation wird 
nach Ablauf der Einwendungsfrist öffentlich bekannt 
gemacht. Im Zuge dessen wird auch der genaue Zeit-
raum der Online-Konsultation öffentlich bekannt ge-
geben. 
Vor der Durchführung der Online-Konsultation wer-
den alle Berechtigten gem. § 5 Abs. 3 PlanSiG be-
nachrichtigt.  
Die Teilnahme an der Online-Konsultation ist nicht 
verpflichtend. Es wird darauf hingewiesen, dass 
form- und fristgerecht erhobene Einwendungen auch 
bei Ausbleiben bzw. Nichtteilnahme der Antragstelle-
rin oder der Personen, die Einwendungen erhoben 
haben, erörtert werden.  
Ein Recht zur Teilnahme haben neben den Vertre-
tern der beteiligten Behörden, die Antragstellerin und 
diejenigen, die rechtzeitig bei den Auslegungsstellen 
Einwendungen erhoben haben.  
Entstehende Kosten durch Einsichtnahme in die An-
tragsunterlagen und/ oder der Teilnahme an der On-
line-Konsultation können nicht erstattet werden.  
Die Zustellung der Entscheidung über die Einwen-
dungen und den Genehmigungsantrag an die Perso-
nen, die Einwendungen erhoben haben, kann durch 
öffentliche Bekanntmachung gem. § 10 Abs. 8 BIm-
SchG ersetzt werden.  
Abschließend wird auf die für die Beteiligung der Öf-
fentlichkeit maßgebenden Vorschriften nach BIm-
SchG, 9. BImSchV und PlanSiG hingewiesen. 
 
Lüdenscheid, 15.09.2022 
Geschäftszeichen: 46-32.30.11-962.0008/22/1.6.2 
 
MÄRKISCHER KREIS 
Der Landrat 
Untere Immissionsschutzbehörde 
 
In Vertretung 
gez. Dienstel-Kümper 
 

mailto:immissionsschutz@maerkischer-kreis.de
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ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

 
Standortbezogene Vorprüfung eines 

Windenergievorhabens auf dem Gebiet 
der Stadt Iserlohn 

 
Die Firma ENERTRAG SE, Gut Dauerthal, 17291 
Dauerthal, beantragt eine Genehmigung gemäß §§ 
4, 6, 10 i.V.m. § 19 Abs. 3 des Gesetzes zum Schutz 
vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftver-
unreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und 
ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzge-
setz - BImSchG) in der Neufassung vom 17.05.2013 
(BGBl. I S.1274), zuletzt geändert am 24.09.2021 
(BGBl. I S. 4458), zur Errichtung und zum Betrieb von 
zwei Windenergieanlagen (WEA) vom Typ Vestas V 
150-6.0 MW in der Gemarkung Iserlohn – Hennen 
Flur 35, Flurstück 41 und in der Gemarkung Iserlohn, 
Flur 105, Flurstück 63. Die Nabenhöhe der WEAs be-
trägt 166,0 m bei einer Gesamthöhe von 241,0 m. Die 
Nennleistung liegt bei 6,0 MW.  
 
Prüfung der UVP-Pflicht 
Für das Vorhaben war gemäß § 7 Abs. 2 des Geset-
zes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 
i.V.m. Nr. 17.2.3 der Anlage 1 zum UVPG die Durch-
führung einer standortbezogenen Vorprüfung zur 
Feststellung der UVP-Pflicht erforderlich. Für die Er-
richtung und den Betrieb der beiden WEA ist eine 
dauerhafte Waldumwandlung von ca. 3,7 ha erfor-
derlich. Die Rodung von Wald zum Zwecke der Um-
wandlung in eine andere Nutzungsart im Umfang von 
1 ha bis weniger als 5 ha wird in der Anlage 1 des 
UVPG unter Nr. 17.2.3 Spalte 2 mit „S“ aufgeführt. 
 
Die standortbezogene Vorprüfung des Einzelfal-
les hat ergeben, dass eine Pflicht zur Durchfüh-
rung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nicht 
besteht. 
 
Begründung 
Bei der standortbezogenen Vorprüfung wird eine 
überschlägige Prüfung in zwei Stufen durchgeführt: 
Auf der ersten Stufe hat die Prüfung ergeben, dass 
besondere örtliche Gegebenheiten gemäß den in 
Nummer 2.3 der Anlage 3 zum UVPG aufgeführten 
Schutzkriterien vorliegen, nämlich ein Wasserschutz-
gebiet (WSG) und ein Landschaftsschutzgebiet 
(LSG). 
Die möglichen erheblichen Auswirkungen des Vorha-
bens auf die Schutzgüter wurden dann in einem 
zweiten Schritt anhand der unter den Nummern 1 
(Merkmale des Vorhabens) und 2 (Standort des Vor-
habens) der Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Krite-
rien beurteilt. 
Im Einzelnen ergaben sich nachfolgende Merkmale 
der möglichen Auswirkungen: 
 
Ausmaß der Auswirkungen 
Die Waldumwandlung von insgesamt 37.397 m² 
dient der Errichtung und dem Betrieb von zwei WEA. 
Aufgrund der Bauweise und -höhe stellen WEAs eine 

unvermeidbare Veränderung der Landschaft (Land-
schaftsbild und Erholung) dar. Der von der Waldum-
wandlung betroffene Bereich liegt in einem Land-
schaftsschutzgebiet, dass aufgrund seiner Eigenart, 
Vielfalt und Schönheit als schutzwürdig eingestuft 
wurde und als solches festgesetzt ist. Die Umwand-
lung von Wald erfolgt kleinflächig im Bereich von 
schon fast vollständig gerodeten Fichtenkalamitäts-
flächen. Erhebliche negative Auswirkungen, die einer 
Befreiung von den Verboten des Landschaftsschutz-
gebietes oder einer Genehmigung durch die Wasser-
behörde widersprechen würden, sind nicht ersicht-
lich. Erhebliche Beeinträchtigungen für das Land-
schaftsbild sind wegen der Lage in einem großen zu-
sammenhängenden Waldgebiet nicht vollständig 
auszuschließen. Jedoch ist die Beseitigung von Wald 
hier untergeordnet anzusehen und die Errichtung der 
WEAs sind nicht Gegenstand der UVP Vorprüfung. 
Der Eingriff wird im Landschaftspflegerischen Be-
gleitplan abgearbeitet. 
 
Grenzüberschreitender Charakter der Auswirkungen 
Dieser ist nicht relevant. 
 
Schwere und Komplexität der Auswirkungen 
Auswirkungen ergeben sich vor allem in Bezug auf 
den Landschaftsschutz. Erhebliche Beeinträchtigung 
sind hier nicht zu erwarten. 
 
Wahrscheinlichkeit der Auswirkungen 
Die Auswirkungen werden voraussichtlich wie be-
schrieben eintreten; gleiches gilt für deren Vermei-
dung und Minderung.  
 
Dauer, Häufigkeit und Reversibilität der Auswirkun-
gen 
Es ist davon auszugehen, dass die WEA eine Lauf-
zeit von 20 bis 30 Jahren erreichen werden. Die WEA 
können danach vollständig zurückgebaut werden. 
Eine besondere Umweltbelastung ist im Zuge eines 
Rückbaus nicht zu erwarten. Es wird insbesondere 
kein belasteter Altstandort verbleiben. Das zurückge-
baute Material stellt ebenfalls keine besonderen An-
forderungen an die Entsorgung. Die durch Bau und 
Betrieb der WEA erfolgten Beeinträchtigungen ha-
ben nach einem Rückbau überwiegend keinen Be-
stand mehr. Schäden im unmittelbaren Baubereich 
sind allerdings nur bedingt reversibel (Eingriff in den 
gewachsenen Boden). Durch Bürgschaft zugunsten 
des Märkischen Kreises würde der Rückbau im Falle 
einer Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb 
der WEA finanziell abgesichert. Nach dem Rückbau 
der Anlagen ist die Wiederaufforstung uneinge-
schränkt möglich. 
 
Zusammenwirken der Auswirkungen mit den Auswir-
kungen anderer bestehender oder zugelassener Vor-
haben 
Die Beseitigung von Wald zur Errichtung baulicher 
Anlagen stehen nicht in einem Zusammenhang mit 
bestehenden oder zugelassenen Waldumwandlun-
gen. Die bestehenden WEA sind als Vorbelastung 
betrachtet worden. 
 
Möglichkeit, die Auswirkungen wirksam zu vermin-
dern 
Die Beeinträchtigung während der Bauzeit kann 
durch ein baubegleitendes Monitoring eingeschränkt 
werden. 
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Zusammenfassende Ergebnisdarstellung 
Auf Grundlage der vorhabenrelevanten Merkmale 
der Waldumwandlung zum Zwecke der Bebauung im 
Zusammenhang mit der geplanten Errichtung und 
des Betriebs der geplanten Anlagen und unter Be-
achtung der Wirkfaktoren des Vorhabens wurde un-
ter Berücksichtigung der ökologischen bzw. umwelt-
fachlichen Ausgangssituation am Vorhabenstandort 
sowie in dessen Umfeld festgestellt, dass durch das 
Vorhaben eine erhebliche und nachteilige Auswir-
kung auf die Schutzgüter gem. § 7 Abs. 2 UVPG in 
Verbindung mit Anlage 3 zum UVPG nicht zu erwar-
ten ist. Der erwartete Waldverlust, die dadurch her-
vorgerufenen Veränderungen des Biotopverbunds 
mit Auswirkungen auf Tiere und Pflanzen sowie das 
im Landschaftsschutzgebiet als mittelmäßig erhal-
tenswürdig eingestufte Landschaftsbild, führen dazu, 
dass von nicht erheblichen nachteiligen Umweltaus-
wirkungen ausgegangen werden kann. 
 
Die Waldumwandlung zum Zwecke der Bebauung 
verändert das Landschaftsbild. Allerdings ist die Wer-
tigkeit der in Anspruch genommen Flächen im Land-
schaftsbildgutachten MK nur als „mittel“ eingestuft. 
Der Schutzzweck liegt in dem Erhalt der jetzt dort vor-
handenen Strukturen, die bereits durch andere ex-
terne Faktoren (Klima, Borkenkäfer, etc.) stark bean-
sprucht wurden. Die Auswirkungen auf den Lebens-
raum sind aufgrund der Inanspruchnahme von Wald 
(vorwiegend Kalamitätsflächen) und der Verände-
rung des großen zusammenhängenden Waldgebie-
tes zwar wie oben beschrieben von Relevanz und bei 
der Planung zu berücksichtigen, jedoch aus Sicht 
des Natur- und Landschaftsschutzes nicht erheblich. 
 
Ebenso zeigen sich keine erheblichen negativen 
Auswirkungen auf die weiteren geprüften Schutzgü-
ter. Beeinträchtigungen von Boden und Biotoptypen 
erfolgen sehr kleinflächig und sind ausgleichbar. 
 
Auf Grundlage der vorhabenrelevanten Merkmale 
und unter Beachtung der Wirkfaktoren des Vorha-
bens wird unter Berücksichtigung der ökologischen 
bzw. umweltfachlichen Ausgangssituation am Vorha-
benstandort sowie in dessen Umfeld festgestellt, 
dass durch das Vorhaben keine erheblichen nachtei-
ligen Auswirkungen auf die Schutzgüter des § 7 Abs. 
2 UVPG in Verbindung mit Anlage 3 zum UVPG zu 
erwarten sind. 
 
Das Vorhaben bedarf daher keiner Umweltverträg-
lichkeitsprüfung nach den Vorschriften des UVPG. 
 
Gemäß § 5 Abs. 3 UVPG ist diese Feststellung nicht 
selbstständig anfechtbar. 
 
Die gemäß § 5 Abs. 2 Satz 1 UVPG erforderliche In-
formation der Öffentlichkeit erfolgt mit dieser Be-
kanntmachung. 
 
Lüdenscheid, 15.09.2022 
 
MÄRKISCHER KREIS 
Der Landrat 
Untere Immissionsschutzbehörde 
 
In Vertretung 
gez. Dienstel-Kümper
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